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Neues aus Gesetzgebung & 
Finanzverwaltung 

BMF: Tarifermäßigung bei Einkünften aus Land- und Forstwirtschaft nach § 
32c EStG 

Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) sein Schreiben zur Tarifermäßigung 
bei Einkünften aus Land- und Forstwirtschaft nach § 32c EStG vom 18. 
September 2020 in Rn. 10 angepasst. 

Dabei wird die Rn. 10 wie folgt geändert: 

"Aus beihilferechtlicher Sicht muss der Steuerpflichtige / müssen die 
Steuerpflichtigen die vorgenannten Voraussetzungen f den Zeitraum der 
Inanspruchnahme der Beihilfe (d. h. f alle Veranlagungszeiträume des 
Betrachtungszeitraums) bis zum Zeitpunkt der Anspruchsentstehung erfüllen. Die 
Prüfung des Vorliegens der Voraussetzungen ist auf den Zeitpunkt der 
Anspruchsentstehung der Tarifermäßigung vorzunehmen. Daher ist ein Anspruch 
auf Tarifermäßigung zu versagen, wenn ein Unternehmen zu diesem Zeitpunkt 
als Unternehmen in Schwierigkeiten einzustufen ist. Die zwischenzeitliche 
Einstufung als Unternehmen in Schwierigkeiten innerhalb des Zeitraums der 
Inanspruchnahme der Beihilfe ist unschädlich. Nach der Beantragung hat der 
Steuerpflichtige/ haben die Steuerpflichtigen Änderungen dem Finanzamt 
unverzüglich mitzuteilen, § 32c Absatz 5 Satz 3 EStG. Liegt keine weitere oder 
berichtigte Erklärung des Steuerpflichtigen/ der Steuerpflichtigen vor, ist davon 
auszugehen, dass die erstmalige Erklärung zur Tarifermäßigung weiterhin 
zutreffend ist." 

Zu dem BMF-Schreiben vom 18. September 2020 siehe unseren Blogbeitrag. 

Fundstelle 

BMF, Schreiben vom 31. August 2022, IV C 7 - S 2230/19/10003 :022.  

https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/227781/bmf-tarifermaessigung-fuer-einkuenfte-aus-land-und-forstwirtschaft-antragsformulare-arbeitshilfe-sowie-erlaeuterungen-und-unterrichtungen-zur-anlage-32c/
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Einkommensteuer/2022-08-31-aenderung-tarifermaessigung-32c-EStG.pdf?__blob=publicationFile&v=2
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Aktuelle Rechtsprechung 
BFH-Entscheidungen, veröffentlicht am 01. September 2022 

 
 
Einkünfte aus der Beteiligung eines Schifffahrtsunternehmens an 
einer inländischen Mitunternehmerschaft, die nationale 
Anschlusstransporte insbesondere per Bahn organisiert und 
abwickelt, sind nach dem Schifffahrts-DBA mit der 
Sonderverwaltungsregion Hongkong nicht von der inländischen 
Besteuerung freigestellt. 
 
Zum Urteil 
 
 
 
 
 
 
 
 
Dem beherrschenden Gesellschafter einer ausländischen 
Kapitalgesellschaft fließt ein Gewinnanteil gemäß § 11 Abs. 1 Satz 
1 EStG im Zeitpunkt des Gewinnausschüttungsbeschlusses zu, 
wenn die Gesellschaft zahlungsfähig ist und er nach Maßgabe des 
ausländischen Rechts zu diesem Zeitpunkt wirtschaftlich über den 
Gewinnanteil verfügen kann. 
 
Zum Urteil 
 
 
 
 
 
 
 
Für den rechtmäßigen Erlass eines Änderungsbescheids nach § 
174 Abs. 4 AO reicht es aus, wenn die 
Änderungsvoraussetzungen, insbesondere die Aufhebung oder 
Änderung des anderen Steuerbescheids zugunsten des 
Steuerpflichtigen, bis zur Entscheidung über den Einspruch gegen 
den auf § 174 Abs. 4 AO gestützten Änderungsbescheid vorliegen 
(Anschluss an BFH-Urteil vom 24.04.2008 - IV R 50/06, BFHE 220, 
324, BStBl II 2009, 35). Im Anwendungsbereich des § 174 Abs. 4 
Satz 3 AO ist zudem erforderlich, dass die (Fehler heilende) 
Einspruchsentscheidung innerhalb der Jahresfrist erlassen wird. 
 
Zum Urteil 
 
 
 
 

Urteil I R 1/19: 
Inländische 
Anschlusstransporte 
bei einem Schifffahrts-
unternehmen 
 
 
 
 
 
 
13. April 2022 
 

Urteil VIII R 32/19: 
Zufluss von 
Kapitalerträgen beim 
beherrschenden 
Gesellschafter einer 
ausländischen 
Kapitalgesellschaft 
 
 
 
 
14. Februar 2022 
 

 

 
Urteil VI R 20/19: 
Rechtmäßigkeit eines 
Änderungsbescheids, 
wenn die 
Voraussetzungen des 
§ 174 Abs. 4 AO 
nachträglich 
eingetreten sind 
 
 
 
12. Mai 2022 

 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210156/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210160/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210157/
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Weitere Veröffentlichungen vom Tage:  
 

Urteil X K 6/20: Überlange Verfahrensdauer und Wiedergutmachung auf 
andere Weise als durch Entschädigung 
23. März 2022 
Zum Urteil 
 
Beschluss XI S 4/21 (AdV): Übertragung eines nach dem 31.12.2018 
ausgestellten Gutscheins über eine elektronische Dienstleistung in einer 
Leistungskette 
16. August 2022 
Zum Urteil 
 
Beschluss VI R 23/20: Keine Steuerermäßigung für Handwerkerleistungen 
bei Belastung des Gesellschafterverrechnungskontos des 
Steuerpflichtigen 
09. Juni 2022 
Zum Urteil 
 
Beschluss I R 45/18: Besteuerungsrecht für Arbeitslohn eines 
grenzüberschreitend tätigen Berufskraftfahrers 
01. Juni 2022 
Zum Urteil 
 
Urteil VI R 30/20: Zeitanteiliger Ansatz des Grundbetrags für die selbst 
bewirtschafteten Flächen bei Vorliegen eines Rumpfwirtschaftsjahres 
08. Juni 2022 
Zum Urteil 

 
Rechtsprechung im Blog 

 
Zur Höhe der Gebühr bei Rücknahme eines Antrags auf verbindliche 
Auskunft 
Im Fall der Rücknahme eines Antrags auf verbindliche Auskunft führt AEAO zu § 
89 Nr. 4.5.2 nicht zu einer Ermessensreduzierung auf Null in der Weise, dass die 
Gebührenermäßigung (§ 89 Abs. 7 Satz 2 AO) nach den Maßgaben der 
Bemessung einer Zeitgebühr auszurichten ist. Dies hat der Bundesfinanzhof 
(BFH) in einem aktuellen Urteil entschieden. 
Hintergrund 
Nach § 89 Abs. 3 Satz 1 Abgabenordnung (AO) wird für die Bearbeitung eines 
Antrags auf Erteilung einer verbindlichen Auskunft eine Gebühr erhoben. Die 
Gebühr wird gemäß § 89 Abs. 4 Satz 1 AO primär nach dem Wert berechnet, den 
die verbindliche Auskunft für den Antragsteller hat (Gegenstandswert); hierfür 
verweist § 89 Abs. 5 AO auf eine entsprechende Anwendung von § 34 GKG. 
Sofern ein Gegenstandswert nicht bestimmbar ist und auch nicht durch 
Schätzung bestimmt werden kann, ist gemäß § 89 Abs. 6 Satz 1 AO eine 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210161/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210162/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210158/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210155/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210159/
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Zeitgebühr zu berechnen; sie beträgt 50 € je angefangene halbe Stunde 
Bearbeitungszeit. 
§ 89 Abs. 7 Satz 1 AO bestimmt, dass auf die Gebühr ganz oder teilweise 
verzichtet werden "kann", wenn ihre Erhebung nach der Lage des Einzelfalls 
unbillig wäre. Nach § 89 Abs. 7 Satz 2 AO "kann" die Gebühr insbesondere 
ermäßigt werden, wenn ein Antrag auf Erteilung einer verbindlichen Auskunft vor 
Bekanntgabe der Entscheidung der Finanzbehörde zurückgenommen wird. 
Sachverhalt  
Die Beteiligten streiten über die Höhe der Gebühren für den Antrag auf Erteilung 
einer verbindlichen Auskunft. 
Die Klägerin ist eine KG mit Sitz im Inland. Da mehrere ihrer Gesellschafter 
planten, einen Zweitwohnsitz im Ausland zu begründen, beantragte sie am 
09.12.2013 beim Finanzamt die Erteilung einer verbindlichen Auskunft. 
Gegenstand dieses Auskunftsersuchens war die steuerliche Entstrickung ihrer 
Wirtschaftsgüter, insbesondere ihrer Beteiligungen. Die Klägerin gab an, dass 
aufgrund der Höhe des Gegenstandswerts von der Höchstgebühr gemäß § 89 
Abs. 5 AO i.V.m. § 34 GKG auszugehen sei. 
Infolge des Antrags kam es zu umfangreichen rechtlichen Prüfungen. Nachdem 
das Finanzamt mündlich mitgeteilt hatte, dass auf Grundlage des dargestellten 
Sachverhalts die beantragte verbindliche Auskunft nicht erteilt werden könne, 
wurden auch alternative Sachverhaltsgestaltungen diskutiert. Aus Sicht der 
Finanzverwaltung blieb es dabei, dass der Antrag auf Erteilung einer 
verbindlichen Auskunft abzulehnen sei. 
Kurz darauf nahm die Klägerin ihren Antrag auf Erteilung der verbindlichen 
Auskunft zurück. Als Grund gab sie an, die Gesellschafter hätten von den 
Überlegungen zur Verlagerung ihres Wohnsitzes in das Ausland Abstand 
genommen. 
Das Finanzamt setzte für die Bearbeitung des Auskunftsersuchens gemäß § 89 
Abs. 3 bis 7 AO eine Gebühr in Höhe von 98.762 € fest. Bei der Berechnung ging 
das Finanzamt von einem Gegenstandswert in Höhe von 30 Mio. € 
(Höchstbetrag) aus, der grundsätzlich eine Gebühr in Höhe von 109.736 € zur 
Folge gehabt hätte. Wegen der Rücknahme des Antrags sei es aber sachgerecht, 
diese Gebühr gemäß § 89 Abs. 7 Satz 2 AO und Anwendungserlass zur 
Abgabenordnung (AEAO) zu § 89 Nr. 4.5.2 um 10 % auf 98.762 € zu ermäßigen. 
Ein Einspruch der Klägerin blieb erfolglos. 
Die Klage vor dem Finanzgericht Rheinland-Pfalz, mit der die Klägerin die 
Herabsetzung der Gebühr auf 15.600 € begehrte, hatte hingegen Erfolg. 
Entscheidung des BFH 
Der BFH hat der Revision stattgegeben, die Entscheidung der Vorinstanz 
aufgehoben und die Klage abgewiesen. 
Das Finanzgericht ist zutreffend davon ausgegangen, dass im Streitfall die 
Voraussetzungen für die Festsetzung einer Gebühr gemäß § 89 Abs. 3 AO 
vorliegen. Entsprechendes gilt für die Voraussetzungen der Gebührenermäßigung 
gemäß § 89 Abs. 7 Satz 2 AO aufgrund der Rücknahme des Antrags durch die 
Klägerin vor Bekanntgabe der Entscheidung des Finanzamts über die Erteilung 
der verbindlichen Auskunft. 
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Die Annahme des Finanzgerichts, aufgrund einer Ermessensreduzierung auf Null 
sei die Gebühr auf eine Zeitgebühr in Höhe von 15.600 € zu ermäßigen, war 
dagegen rechtsfehlerhaft. 
Eine entsprechende Ermessensreduzierung auf Null folgt insbesondere nicht aus 
AEAO zu § 89 Nr. 4.5.2. Zwar handelt es sich hierbei um eine 
ermessenslenkende und für das Finanzamt bindende Verwaltungsvorschrift. 
Diese Vorschrift schreibt aber lediglich vor, den bis zur Rücknahme des Antrags 
angefallenen Bearbeitungsaufwand "angemessen" zu berücksichtigen und die 
Gebühr "anteilig" zu ermäßigen. Weitere Vorgaben zur konkreten Berechnung der 
Ermäßigung enthält sie nicht. 
Entgegen der Auffassung des Finanzgerichts kann AEAO zu § 89 Nr. 4.5.2 somit 
keine generelle Begrenzung auf die Zeitgebühr entnommen werden. Vielmehr 
sind deren Vorgaben auch bei einer -vom Finanzamt zugrunde 
gelegten- proportionalen Reduzierung der Wertgebühr im Verhältnis des 
bisherigen zu dem noch ausstehenden Bearbeitungsaufwand erfüllt. Dabei war 
auch zu berücksichtigen, dass das Finanzgericht die Ermessensrichtlinie nicht 
selbst auslegen durfte, sondern darauf beschränkt war zu prüfen, ob die vom 
Finanzamt vorgenommene Auslegung möglich ist. 
Im Übrigen bezieht sich die Ermäßigung nach § 89 Abs. 7 Satz 2 AO auf "die 
Gebühr" (ebenso AEAO zu § 89 Nr. 4.5.2). Damit kann als Ausgangspunkt nur 
diejenige Gebühr gemeint sein, die sich zuvor aus § 89 Abs. 4 bis 6 AO ergeben 
hat. Ein grundsätzlicher Wechsel von der Wert- zur Zeitgebühr (oder umgekehrt) 
ist dagegen nicht vorgesehen. 
Die vom Gesetzgeber verfolgten Gebührenzwecke führen ebenfalls nicht zu der 
vom Finanzgericht angenommenen Ermessensreduzierung auf Null. 
Fundstelle 
BFH, Urteil vom 04. Mai 2022 (I R 46/18), veröffentlicht am 25. August 2022. 
 
Belastung der Dividenden von inländischen Kapitalgesellschaften bei 
steuerbefreiten öffentlich-rechtlichen Versorgungswerken 
Es verletzt nach der im Jahr 2010 geltenden Rechtslage nicht den allgemeinen 
Gleichheitssatz des Art. 3 Abs. 1 GG, dass Dividenden, die ein öffentlich-
rechtliches Versorgungswerk von inländischen Kapitalgesellschaften in seinem 
gemäß § 5 Abs. 1 Nr. 8 KStG steuerbefreiten BgA bezieht, für 
Körperschaftsteuerzwecke gemäß § 5 Abs. 2 Nr. 1 i.V.m. § 32 Abs. 1 Nr. 1 KStG 
einem abgeltenden Kapitalertragsteuerabzug von den Bruttoeinnahmen mit einer 
teilweisen Abstandnahme auf drei Fünftel des Steuerabzugs unterliegen. Dies hat 
der Bundesfinanzhof (BFH) in einem aktuellen Urteil entschieden. 
Sachverhalt 
Die Klägerin ist ein öffentlich-rechtliches berufsständisches Versorgungswerk. 
Körperschaftsteuerlich wurde die Tätigkeit der Klägerin als berufsständisches 
Versorgungswerk als Betrieb gewerblicher Art (BgA) i.S. des § 1 Abs. 1 Nr. 6 des 
Körperschaftsteuergesetzes in der im Streitjahr 2010 anzuwendenden Fassung 
(KStG) eingeordnet. Die Klägerin war hinsichtlich der im BgA erzielten 
gewerblichen Einkünfte gemäß § 5 Abs. 1 Nr. 8 KStG für Zwecke der 
Körperschaftsteuer steuerbefreit. 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210153/
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Weitere interessante News und 
Entscheidungen finden Sie in unserem 
Blog Steuern & Recht  
 
 
 
 

HIER 
 

Die Klägerin erzielte im BgA auch diejenigen Kapitalerträge, für die sie im 
Streitfall die Freistellung von der Kapitalertragsteuer und vom Solidaritätszuschlag 
begehrt. Das Finanzamt lehnte den Antrag ab. 
Die Klage vor dem Niedersächsischen Finanzgericht hatte keinen Erfolg. 
Entscheidung des BFH 
Der BFH hat sich der Entscheidung der Vorinstanz angeschlossen und die 
Revision als unbegründet zurückgewiesen. 
Die Klägerin ist mit ihrem als BgA geführten berufsständischen Versorgungswerk 
i.S. des § 1 Abs. 1 Nr. 6 i.V.m. § 4 Abs. 1 KStG nach den Regelungen des KStG 
zur Bestimmung der persönlichen Steuerpflicht ebenso wie eine unbeschränkt 
steuerpflichtige Kapitalgesellschaft (§ 1 Abs. 1 Nr. 1 KStG) ein unbeschränkt 
steuerpflichtiges Körperschaftsteuersubjekt, das ein Einkommen erzielt, welches 
ihm eine eigene Leistungsfähigkeit vermittelt. 
Die für den BgA der Klägerin nach § 5 Abs. 1 Nr. 8 KStG gewährte 
Steuerbefreiung ändert hieran nichts. Es handelt sich um eine subjektiv-sachliche 
Steuerbefreiung, die die unbeschränkte Steuerpflicht der Klägerin gemäß § 1 Abs. 
1 Nr. 6 KStG unberührt lässt, weil sie lediglich einen Teil des Steuerobjekts -die 
im BgA erzielten und nicht unter § 5 Abs. 2 Nr. 1 KStG fallenden abgeltend 
besteuerten Einkünfte- von der Körperschaftsteuer befreit. 
Die partielle Steuerbefreiung der Klägerin in § 5 Abs. 1 Nr. 8 KStG begründet 
keine besondere Art einer beschränkten Steuerpflicht. 
Der Gesetzgeber hat die Klägerin als partiell unbeschränkt steuerpflichtige 
Körperschaft des öffentlichen Rechts -anders als eine unbeschränkt 
steuerpflichtige veranlagte Kapitalgesellschaft- innerhalb des KStG in ein 
besonderes Subsystem der Besteuerung öffentlich-rechtlicher Körperschaften 
eingebunden und bei diesen Steuersubjekten -wie bei der Klägerin- von einer 
Veranlagung für Zwecke der Körperschaftsteuer (vgl. § 31 Abs. 1, § 32 Abs. 1 Nr. 
1 KStG) abgesehen. 
Die Klägerin wird hinsichtlich des steuerpflichtigen Teils ihres Einkommens, der 
abzugspflichtigen Kapitalerträge (und Wertpapierleiherträge), für Zwecke der 
Körperschaftsteuer durch den Kapitalertragsteuerabzug (§ 5 Abs. 2 Nr. 1 i.V.m. § 
32 Abs. 1 Nr. 1 KStG) und den besonderen Steuerabzug gemäß § 32 Abs. 3 
KStG abgeltend besteuert. 
Diese Grundentscheidung des Gesetzgebers ist weder willkürlich noch 
sachwidrig. 
Fundstelle 
BFH, Urteil vom 17. Mai 2022 (VIII R 2/18), veröffentlicht am 25. August 2022. 

 
 
 

 
 
 
 

https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210154/
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E-MAIL SENDEN 

 

ZUM SEMINAR 

Terminplaner 
  
Digitale PwC Transfer Pricing Konferenz 
2022 
Digitale Konferenz, 14.09. 
 

 

Wir freuen uns auf Sie! 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 

Noch Fragen? 
 
Dann sprechen Sie bitte Ihren PwC-Berater an oder senden Sie eine E-Mail. 

 

 

Die Beiträge sind als Hinweise für unsere Mandanten bestimmt. Für die Lösung 
einschlägiger Probleme greifen Sie bitte auf die angegebenen Quellen oder die 
Unterstützung unserer für Sie tätigen Büros zurück. Teile dieser 
Veröffentlichung/Information dürfen nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung 
durch den Herausgeber nachgedruckt und vervielfältigt werden. 
Meinungsbeiträge geben die Auffassung der einzelnen Autoren wieder. 
 

Alle aktuellen Veranstaltungen finden  
Sie in der PwC Veranstaltungssuche. 
 

 
 
 

VERANSTALTUNGSSUCHE 
 

mailto:PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com
https://www.pwc-events.com/Digitale-TP-Konferenz-2022
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
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Redaktion  
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PricewaterhouseCoopers GmbH  
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Newsletters erfolgt aufgrund der Grundlage 
Ihrer Einwilligung. Sie können den 
Newsletter jederzeit mit Wirkung für die 
Zukunft abbestellen und Ihre Einwilligung 
damit widerrufen 
 
© 2022 PwC. All rights reserved. PwC 
refers to the PwC network and/or one or 
more of its member firms, each of which is a 
separate entity. 

 
Please see www.pwc.com/structure for 
further details. 
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